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Bekanntmachung. 5 
Dem Vernehmen nach wird von dem Aſſociations-Rechte ein ausgedehnte⸗ 
ret Gebrauch als bisher, hier am Orte gemacht, wiewohl deſſen Belagerungs⸗ 


zuſtand noch nicht anfgehoben worden ift. Bei den noch gereizten und kranken 
Zuſtänden in der hieſigen Provinz muß jedoch alles vermieden werden, was 
Veranlaſſung zu neuer Aufregung geben kann. 2 | 
Der unterzeichnete kommandirende General erklärt daher, daß er zur Zeit 
nur die hierſelbſt bereits beſtehenden politiſchen Geſellſchaften dulden, nicht aber 
in die Bildung derartiger neuer Vereine willigen kann, bevor diefelben die Ge⸗ 
nehmigung der hieſigen Commandantur nachgeſucht und erhalten haben. 
Poſen, den 8. Juli 1848. Der inter. kommandirende Gencral v. Brünneck. 


Bekanntmachung. . 

Zur Vermeidung unnöthiger Correſpondenzen und zeitraubender münd⸗ 
licher Verhandlungen macht der Unterzeichnete das hieſige Publikum damit be⸗ 
kannt, daß er höhern Orts noch nicht dazu bevollmächtigt worden iſt, gegen die 
hieſigen politiſchen Gefangenen Unterſuchungen führen zu laſſen, und ihm bier⸗ 
nach keine Veſugniß zu ihrer Ueberweiſung an die betreffenden Civil-Gerichte, 

oder zu deren gänzlicher Entlaſſung aus dem Gefängniß, zuftcht. 1 
Poſen, den 8. Juli 1848. Der inter. kommandirende General v. Brünneck. 


LG 


Inland. 

Berlin, den 6. Juli. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
dem Regierungs Präſidenten Kühlwetter, untet Ernennung deſſelben zum 
Stans. Minifter, die bisher interimiſtiſch von ihm geführte Leitung des Miniſte⸗ 
UMS des Innern definitiv zu übertragen; dem Staatsminiſtier Rodbertus 
nina bgefnchte Dienſtentlaſſung in Gnaden zu ertheilen und die Leitung des Die 
dae des der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Augelegenheiten interimi⸗ 
5 Len Miniſterial⸗Direktor, Wirklichen Geheimen Ober⸗Regierungs-Rath 

enderg, zu übertragen. 

oſen, den 7. Juni. 5 
Vesand unangenehm * Bild giebt dieſe Berliner konſtituirende 
(ha, Eruſt, Vaterlandsliebe, Klarheit, Entſchiedenheit: auf einem neu ge⸗ 
1 Boden hatten ſich die Träger der extremſten Anſichten zuſammenge⸗ 
und 80 erkannten einander raſch, die Gleichgeſinnten ſchaarten ſich zuſammen 
kompakt re Parteien fonderten ſich, in wichtigen Fragen hatte ſich eine 
Paricken ee ge gebildet, und in bedeutſamen Momenten waren einzelne 
an Ang 5 Sache zu Opfern bereit; die ultra⸗radikale Fraktion, 
Er — nit fo kühngehobenem Haupt, befam bald Beweiſe ihrer Schwäche 
mit Glu 5 Sondergelüſt auf der Rechten wagte kaum aufzutauchen; 
veau rſchen A * — ein, und dekretirte ſich mit Annahme des Ras 
Vorſchlag über Mainz verleiten zu laſſen und in . über „ 
faßte einen die Regierungen ſchonenden Beſchluß über Schleswig⸗Holſtein und 
trat mit Kraft in der Trieſtiner Angelegenheit auf; den Böhmen ließ ſie am 
Anfang durch Nachgiebigkeit, ſpäter durch Strenge Gerechtigkeit widerfahren, 
und that endlich — den erſten geeigneten Schritt für die geſetzmäßige Umgeſtal⸗ 
tung der Reichsverfaſſung durch die Wahl eines Reichsverweſers. Aus allen Be⸗ 
ſchlüͤſſen blickt ebenſo Entſchiedenheit wie parlamentariſcher Takt hervor, der ohne 
im Princip nachzugeben in der Ausführung ſoviel wie möglich Schonung und 
Rückſicht dem Beſtehenden gegenüber walten läßt. — Was hat die Berliner kon⸗ 
flitwirende Verſammlung hiergegen zu bieten? Auf welche Männer, auf weis 
ches Streben, auf welche That weift fle in ihrem ſiebenwöchentlichen Beſtehen? 
Haben ſich Parteien geordnet, und hat die eine ſiegreich der aus ihr gebildeten 
Verwaltung das Banner vorgetragen und mit einer entſcheidenden Majorität 
für ein Princip gekämpft? Oder hat die Verſammlung thatträftig aus dem 
zerrütteten Zuſtand, in den uns die Revolution verſetzt hat, einen neuen Bau 
aufzuführen begonnen? Oder hat fie hierzu wenigſtens feſten Willen gezeigt? 

Alle dieſe Fragen müſſen mit dem entſchiedenſten Nein beantwortet werden. 
ee 82 _ > an — Namen. ift die Berliner Ver⸗ 
ammlung ins Leben getreten, und der trübe Ci ünali 
hat ſich im Serlanfe der Zelt nur noch 2 9 5 — 7 e 
nach Vereinigung, das auch die Schwachen ſtark macht, nicht die Luſt am Schaſ⸗ 
fen, die mitunter im Kleinſten ſich regt und bei unſcheinbaren Anfängen 
zu Größerem führt, nicht der Wille zur That, der allein ſchon erhebt und 
fördert. Aber auch nicht die Stimme des Vaterlands, die ſich anklagend gegen 
fie erhoben hatte, redete den Männern ins Herz, ohne Wirkung blieb das Bei⸗ 
ſpiel, das das Frankfurter Parlament ihnen bot: und noch beſieht der traurige 
Ruhm des Verliner Hauſes im Zerſtören, noch erfaßt es feine Aufgaben im 
Schwächen der Verwaltung, ſtatt zu erkennen, daß jede weitere Schwäche zum 
Verderben führt, noch zeigt ſich keine nach irgend einer Seite ausſchlagende 
Thätigkeit, noch jene Atomiſirung der Kräfte ohne allen Schwerpunkt, und nur 
die bekannte traurige Interpellations-Geſchicklichkeit iſt rege, mit der ein Mi⸗ 
niſterium vernichtet wurde, das wie der Geiſt Gottes über dieſen Tiefen ſchwebte, 
und mit der man ein neues zu vernichten droht, da kaum es ins Leben getreten iſt. 

Und was für ein Bild geben dieſe fogenannten Parteien des Berliner 
Hauſes. Eine ſtumpfſinnige, unzuverläſſige, ungeſchickte Rechte, mit, ultra⸗ 
montanen Elementen, den Preußiſchen Inſtleuten, den Pommerſchen und 
Schleſiſchen Koſſäthen; eine äuferfte Linke gebildet aus den Freunden des der 
mokratiſchen Klubs, aus einer anderen Reihe Ultramontaner, aus einer Polen⸗ 
partei und allen denen, die am liebſten den Staat ganz aufgelöft ſehen möchten, 
pe nun endlich das Centrum, die einzige Vereinigung gefünderer Kräfte, das 
könnt compaktes Zuſammenhalten und kühnes Auftreten den Ausſchlag geben 

e, in Koterien geſpalten und noch mit einem Programm beſchäftigt! 


Wlung, gehalten gegen die in Frankfurt! Am Main Beredſamkeit, In⸗ 


i ſchen 


Alle Namen des vorigen Landtags von Bedeutung fehlen; die Nation 
ſcheint ihre Intelligenz nach Frankfurt deputirt zu haben. Wer erſetzt nun 
die Sauden, Binde, Meviſſen, die Sperling, Beckerath? Man 
hatte fh ihrer abſichtlich erledigt. In Frankfurt ſchienen dieſe „Ideologen“ 
ungefährlicher, in Berlin mußte man neue Perſonen zu radikaler Umgeſtaltun 


haben. Oder iſt das Streben der Umſturzpartei vor den Wahlen ganz vergeſ⸗ 
fen? Kennt man die Intriguen nicht, die faſt überall jedem Manne von Bes 


deutung entgegengeſetzt wurden? Iſt es ja notoriſch, daß in vi i⸗ 
fen falſche Kabineis-Drdres verbreitet Du „in 1225 5 W de Zadte 
lohnern rieth, keinen Gutsbeſitzer, Bürger, Bauern, ſondern nur Tagelöhner 
zu wählen; die Umtriebe ſind nicht minder bekannt, mit denen der Sinn der 
armen Leute berückt wurde, die communiſtiſchen Vorſpiegelungen, welche 
einzelne Candidaten ihren Urwählern machten, und der Grund iſt dann zu 
errathen, wie fo das erſte Preußlſche Parlament die Pommerſchen Dienſt⸗ 
leute, die geiſtigen Proletarier aus Preußen, jenen Gleiwitzer Abgeordneten, der 
das ſchöne Schreiben an ſeine Lublinizer Wahlmänner richtete, unter ſich zählt 
wie ſo der Märkiſche Abgeordnete in der Verſammlung ſitzt, der ſeinen Wäh⸗ 
lern drei Morgen Wieſen zu bewirken verſprach, wie ſo endlich jene ultramon⸗ 
tane Partei ſo zahlreich und ſtark vertreten iſt, daß ſie durch ihr Wegbleiben 
bei der Abſtimmung das Miniſterium Camphauſen ſtürzen konnte. ; 

Wie wies nicht alle Nothwendigkeit diesmal auf ein einiges, tüchtiges, that⸗ 
kräftiges Parlament hin! — Alle auf der Hand liegende Gründe bei Seite 
gelaſſen, ſchon die eine Rückſicht auf Frankfurt. Dort zielt man auf die deut⸗ 
ſche Emheit, und hat eben einen ſtarken Schritt ſie zu erlangen, gethan. Ueber⸗ 
all hatte ſich der Neid gegen Preußen geregt, auch in Frankfurt waren die Par⸗ 
teien geneigt, uns Schläge beizubringen. Und was thaten die preußiſchen Ab⸗ 
geordneten? Alle, die nicht zur republikaniſchen Partei gehören, ſtimmten für 
Johann; 164 Preußiſche Abgeordnete mit der edelſten Reſignation für einen 
Deſterreichiſchen Erzherzog! Winde hatte ihnen den Weg dazu gezeigt und 
durchblicken laſſen, das Berliner Kabinet ſei zu dem Opfer geneigt. Aber 
jede Auſopfcrung hat ihre Grenzen, es müffen dieſe feſtgehalten werden, denn 
drüber hinaus iſt die Ehre gefährdet. Eine Probe unſers ächt deutſchen Sin⸗ 
nes ifi geliefert: der Frankfurter republikaniſchen äußerſten Linken ſowohl wie 
dem baterifchen Partikularismus der Rechten, zur Schadenfreude. Wir müſ⸗ 
ſen uns aber beſinnen, ob wir nicht durch jede weitere Nachgiebigkeit denen in 
die Hände arbeiten, die, um die rechtliche Ordnung in Deutſchland nicht auf⸗ 
kommen zu laſſen, Preußen auflöſen wollen. Wir dürfen am Allerwenig⸗ 
ſten vergeſſen, daß dieſer Großſtaat Preußen doch für alle Zeiten die Stütze 
Deutſchlands bleiben wird, daß in ihm alle Elemente dazu ſich zufammenfins 
den. Das wiſſen unfere Feinde ſelbſt am Beſten. Ihre Beſtrebungen aber 
werden ungemein gefördert, wenn die Berliner konſtituirende Verſammlung 
noch länger in diefer apathiſchen Stellung verharrt, die nur zur Auſtöſung führt. 
— Je nachgiebiger wir in Frankfurt ſind, deſto entſchiedener müſſen wir zu 
Hauſe ſein, je mehr wir in Frankfurt Deutſchland im Auge haben, um ſo 
mehr müſſen wir uns durch die Berliner Verſammlung kräftigen, um ſo mehr 
— 45 rn eee was die reiche Erbſchaft großer Zeiten uns gebracht 
. Beten merken Penn Be 
land führen wird, zu der es einmal wie kein Anderer berufen iſt. 3 


P* Berlin, deu 5. Juli. Bei der Juli-Revolution einigten ſich die Par⸗ 
teien bekanntlich zuletzt in Anerkennung Ludwig Philipps, indem die Einen ihn | 
annahmen, weil er ein Bourbon ſei, die Andern aber obgleich er ein Bourbon 
ſei. Dieſe Frage aber über das parceque und quoique hat auch jetzt bei der 
Umgeftaltung Deutſchlands eine Rolle geſpielt. Der deutſche Reichsverwefer 
iſt gewählt, er iſt aus fürſtlichem Stande gewählt, iſt ſogleich anerkannt von den 
Jürſten wie von den Völkern Deutſchlauds. Es wird hoffentlich ein glücklicher 
Griff ſein, der in der Urne des Schickſals gethan iſt, bis jetzt hat es allen An⸗ 
ſchein dazu. i 

Glücklich iſt der Griff, gerade weil der Geſichtspunkt des parceque quoique 
hier geltend gemacht werden konnte, und durch ihn zugleich das einfachſte Mittel 
geboten wurde, die verſchiedenſten Intereſſen zu verſöhnen, Throne und Völker zu 
befriedigen und wenigſteus für die ohnedies ſchon ſtürmiſch erregte Gegenwart einen 
Haupiſtoff unendlicher Zerwürfniſſe zu beſeitigen. N 

Glücklich iſt der Griff aber auch, daß ein öfterreichifcher Fürft erwählt iſt. Wie l 
ſehr jeder Preuße auch hätte wünſchen mögen, einen Preußen au der Spitze Deutſch⸗ 
lands zu ſehen, verhehlen dürfen wir uns doch nicht, daß bei der noch immer ge⸗ 
reizten Stimmung von Süddeutſchlaud, bei der dort vielfach herrſchenden und of⸗ 
ſen ausgeſprochenen Abneigung gegen Preußen, wie ungerechtfertigt dieſelbe auch 
iſt, es doch weite gehandelt ſcheint, einen Fürſten aus dem Hauſe Oeſterreich jetzt 
gewahlt zu haben. Oeſterreich hat bisher als erſte Macht in Deutſchland gegol⸗ 
ten, hat den Vorſitz beim Bundestage gehabt, führe den Kaiſertitel. Es iſt jetzt 
gebrochen und Preußen it thatſächlich jetzt an feine Stelle getreten. Wenn deſ⸗ 
fen ungeachtet die preußiſchen Ahgeordneten bei der deutſchen Nationalverſamm⸗ 
lung, in der fie eine impoſante Maſſe bilden, einen öſterreichiſchen Fürften gewählt 
haben, ſo haben ſie dadurch ein Opfer für das Wohl Deutſchlands gebracht; ſie 
haben bewieſen, daß ſie bereit ſind, die Sonderintereſſen hintenan zu ſetzen, wo es 
gilt, das Ganze zu retten, ohne darum aber die Ehre der Selbſiſtändigkeit im ges 
ringſten aufs Spiel zu ſetzen; ſie haben bewieſen, wie ungerecht der füddeutſche 
Vorwurf iſt, daß Preußen überall uur egoiſtiſche Zwecke verfolge. Hätte Preu⸗ 
ßen nicht das Wohl des Ganzen, den Frieden und Einheit Deutſchlands im Auge 
gehabt, es hätte leicht die Erhebung eines preußiſchen Fürſten durchſetzen mögen, 
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es hätte 
ſaͤchſiſchen Herzogthüͤmer, 
nördlichen Baierns (Auſpach, 


ja auf einen großen Theil der Stimmen 
Baireuth, Nürnberg u. ſ. w.) wo der preußiſche 
Namen mit Begeiſterung genannt wird. Aber es iſt bekannt, daß unſer König 
ſelbet die Wahl des Erzgroßherzogs Johann begünſtigt hat. Dies freiwillige Zu⸗ 
rücktreten Preußens muß im Süden die günfligite Stimmung hervorbringen, und 
ſchon laufen von einzelnen Punkten wiklich die beſtaͤtigenden Nachrichten darüber ein. 

Ein glücklicher Griff iſt Johanns Wahl endlich, daß es gerade dieſer Fürſt 
af. — Es iſt ein hochbetagter Hert (1782 geboren) und dem Alter bringt ſelbſt 
die Majeſtät ungeſcheut eine Huldigung dar. Es iſt ein tapferer Held, man er⸗ 
innere ſich der Kriege Oeſterreichs gegen Napoleon. Es iſt ein bürgerlicher Füͤrſt, 
er hat ein einfaches Tyrolerkind zur Gemahlin. Es iſt ein freifinniger Mann, 
während Metternichs Zeit mußte er der Regierung fern ſtehen. Es iſt ein edler 
Oeutſcher, ſchon vor Jahren ſprach er, vereint mit unſtrem Könige, die heißeſten 
Wänſche für die Einheit Deutſchlands aus. 

++ Berlin, den 5. Juli. Das neue Minifterium zieht die Zügel der 
Verwaltung etwas ſtraffer an, ob es auf die Lauge hierin fortfahren und auf der 
Bahn der Entſchiedenheit verharren wird, muß noch in Frage bleiben. Es fehlt noch 
der wohlthnende Eindruck allet geſchehenen Maßregeln, Zeichen genug, daß mau 
in den Zuſtänden, wenn ſie auch im Augenblick geſicherter ausſehen, nicht die Ge— 
währ für eine wirkliche Beruhigung findet. Am meiſten Achtung hat ſich der neue 
Juſtiz⸗Miniſter, Herr Maerker durch fein thatkräftiges Einſchreiten verſchafft. 
Er hat namentlich an die beiden Staatsanwälte die beſtimmte Aufforderung erge⸗ 
hen laſſen, gegen die Preßübergriffe, die bisher in ihren maßloſeſten Ueberſchrei⸗ 
tungen ungerügt blieben, mit aller Kraft und Nachdruck einzuſchreiten. S0 ſind 
in der neueſten Zeit mehrere Schriften, die Beleidigungen der Königlichen Perſon 
enthalten, mit Anklage belegt worden und in einzelnen Fällen iſt bereits die Verur⸗ 
teilung erfolgt: Man hat keine Ahnung von der Menge der Schaudſchriften, die 
im Augenblicke die Berliner Preſſe erzeugt; die bekannten falſchen Ertrablätter des 
Staats⸗Anzeigers und der Voſſiſchen Zeitung ſind noch ohne Bedeutung gegen die 
Sndeleien, die täglich umhergeſtreut werden, gegen die jeder Sittlichkeit hohn⸗ 
ſprechenden Flugblättchen, die in Winkelpreſſen gedruckt, von geſchickten Colperteu⸗ 
ren ausgeboten und mit Gier von den uuterſten Klaſſen aufgekauft werden. So 
wird ſyſtematiſch auf die Verderbung dieſer Klaſſen hingearbeitet. — Den politi⸗ 
ſchen Preßüberſchreitungen gegenüber verhielten ſich die beiden Staats. Anwälte 
Temme und Kirhmann bekanntlich aller Aufforderungen ungeachtet ganz paſ— 
fiv und ganz beſonders hat ſich in der letzten Zeit die Stimme des Publikums ge⸗ 
gen den Letzteren gewandt, ſeitdem in den jüngſten Tagen gerade Herr Temme 
etwas mehr Spuren reger Amtspflicht zeigte. Der Juſtizminiſter hat ſich verau⸗ 
laßt gefehen, beiden Männern in der ſchonendſien Weiſe Urlaubsbewilligungen zus 
gehen zu laſſen, die dieſe indeß nicht angenommen haben. Beide Herren ſind, 
wie bekaunt, Mitglieder der Nationat Verſammlung. Es tritt nur namentlich bei 
Herrn Kirchmann, der auf einer ſehr äußeren Parteiſeite ſteht, der Fall ein, 
daß er in Handlungen, die eine objektive Auffaſſung des Geſetzes unbedingt ſiraf⸗ 
bar finden muß, eiue zu rechtfertigende Ausübung perſönlicher Freiheit erblickt. 
Jedeufalls bleibt dieſe Auffaſſung der richterlichen Gewalt ‚Seitens einer mit ſo be⸗ 


deutender Rechts macht bekleideten Perſon, wie Kirchmann in, ſehr zu bedauern, 
und bei dem entſchiedenen Konflikt, in dem er ſich mit der Anſicht der bedeuten⸗ 


den Mehrheit befindet, bei der Verbindlichkeit, die er in ſeiner Stellung der Ge— 
ſellſchaſt gegenüber hat, iſt vielleicht ein freiwilliges Aufgeben ſeines Amtes das 
ehrendſte und einzige Mittel zur Löſung des unangenehmen Verhältniſſes. Das 
Zeugniß eines Ehrenmanns wird ihm dann Jedermann um ſo bereitwilliger geben. 

Berlin, den 6. Juli. Wir erhalten die für die innere Verwaltung unſe⸗ 
res Staats ſehr wichtige Mittheilung, daß das Miniſterium des Königl. Hauſes 
unter dem Fürſten von Wittgenſtein demnächſt aufgelöſt werden wird. Die 
einzelnen Departements deſſelben ſollen den übrigen Miniſterien zugewieſen wer— 
den. Es ſcheint dabei der Geſichtspunkt mit leitend geweſen zu ſein, daß es im 
tonſtitutionellen Staate kein unverantwortliches Miniſterium geben dürfe, daher 
das Miniſterium des Königl. Hauſes als ſolches, feiner Natur nach, nicht durch⸗ 
weg unter den Geſichtspunkt miniſterieller Verantwortlichkeit gebracht werden kaun. 

— Ueber den Grund des Ausſcheidens des Herrn Rodbertus aus dem 
Miniſterium find verſchiedene Gerüchte in Umlauf. Am wahrſcheinlichſten iſt es, 
daß die augenblickliche Lage der kirchlichen Verhältuiſſe, insbeſondere die Abhän⸗ 
gigkeit der Kirche zum Staat, ihn beſtimmt hat, ſeine Stellung aufzugeben. Doch 
wird von anderen Seiten auch die Deutſche Frage als Grund angegeben, indem 
Hr. Rodbertus darüber mit ſeinen Collegen in Differenz gerathen fein foll, 

— Die Arbeiter an der Charlottenburger Schleufe haben vorgeſtern den Ver⸗ 
ſuch gemacht, die dortige Dampfmaſchine zu zerſtören. Da man die Wiederhol⸗ 
ung ähnlicher Erceſſe zu beforgen hatte, find die noͤthigen Sicherheitsvorkehrungen 
getroſſen worden. 5 

Berlin, den 6. Juli. Der Londoner „Expreß“ vom 1. Juli verſichert: 
Mit dem Dampfer „Lion“ erhalten wir ſo eben über Hamburg 
eine Depeſche, welche uns anzeigt, daß der Frieden zwiſchen D a⸗ 
nemark und dem Deutſchen Bunde hergeſtellt iſt. 

Frankfurt a. M., den 3. Juli. 29. Sitz ung der Deutſchen Na— 
tional⸗Verſammlung am 1. Juli. (Schluß) Nächſter Gegenſtaud der 
Tages ordunng war die Wahl Hecker's in Thiengen. Nach einem der Verſamm— 
jung durch Berleſung mitgetheilten Schreiben des Großherzoglich Vadiſchen Staats⸗ 
Minifteriums if am 7. Juni der ehemalige Abgeordnete der zweiten Badiſchen 


rechnen können auf Mecklenburg, Holftein, Braunſchweig, Naſſau, die Kammer, Friedrich Hecker, mit 77 Stimmen bei 134 Wahlmaͤnnern zum Abge⸗ 
des 


ordneten zur Deutſchen National⸗Verſammlung gewählt worden. Bei der Offen 
kundigkeit des Heckerſchen hochverrätheriſchen Unternehmens, welches von dem 
über die Grenze geflohenen Urheber noch fortgeſetzt wird, entſteht nun die Frage, 
ob und wie der Wahlbezirk Thiengen anderwaͤrts vertreten werden fol. Nach 
beendigter Debatte beſchloß die Verſammlung, für die Wahlen von Thiengen und 
Konſtanz einen beſonderen Ausſchuß zur Begutachtung niederzuſetzen und demſel⸗ 
ben die Ermächtigung zur Kommunikation mit Behörden ze. zu erthetlen. 
Bezüglich der Oeſterreichiſch⸗Slaviſchen Frage nahm zuerſt von Beisler als 
Berichterſtatter das Wort. Die verſchiedenen in neuerer Zeit eingegangenen An⸗ 
träge haben dem Ausſchuß keine Veranlaſſung gegeben, feinen früheren Antrag zu 
modifiziren. Dieſer lautet: 1) bezüglich der Wahlen in Böhmen und Mähren. 
Es ſei die Oeſterreichiſche Regierung aufzufordern, die in den Deutſch⸗Slaviſchen 
Reichslanden des Oeſterreichiſchen Staates noch rückſtaͤndigen Wahlen zur Volks⸗ 
vertretung in Frankfurt unverzüglich und foͤrmlich anzuordnen, den Wahlakt gegen 
ſtörende Einwirkungen zu ſchuͤtzen, bereits gewahlte noch abweſende Abgeordnete 
zum Antritt ihrer Beſtimmung anzuweiſen oder nothigenfalls Ergänzungswahlen 
vornehmen zu laſſen. Uebrigens erkläit die National-Verſammlung in der Vor⸗ 
ausſetzung, daß die Oeſterreichiſche Regierung die Jutereffen Deutſchlands wahren 
werde, ihre Uuterſtüung in der hierzu führenden Maßnahme; 2) bezüglich der 
Prager Ereiguiſſe und des von Berger und Schilling geſtellten Antrages (es ſei 
die hohe Bundes-Verſammlung ſogleich aufzufordern, zum Schutze der Deutſchen 
Bewohner Boͤhmens den Einmarſch Bayeriſcher und Sachſiſcher Bundestruppen 
nach Böhmen zu verfügen) geht der Autrag des Ausſchuſſes dabin: die National⸗ 
Verſammlung wolle erklären: „durch die von dem Bundestage getroffenen Einlei⸗ 
tungen ſei Alles geſchehen, was die Lage des Augenblickes fordere, und die Na⸗ 
tional-Verſammlung werde der Oeſterreichiſchen Regierung in allen ihren Maß⸗ 
nahmen zum Schutze der von der Czechiſchen Partei augegriffenen Deutſchen in 
Böhmen im Falle Bedürfens die fräftigjte Unterſtützung gewähren. v. Radowitz 
gcht die verſchiedenen Syſteme durch, die man bei Staatenbildungen aufgeſtellt 
hat, zuerſt das der Territorialitat, daun unter Napoleon das der natürlichen 
Grenzen, jetzt das Prinzip der Natioualitaͤt. Bei Allem ſcheinen die Deutſchen 
zu kurz kommen zu ſollen, jetzt bei dem letzten in ſeiner engſten Auffaſſung, als 
ob ein großes Volk das nothwendige Bedürfniß feiner Grenzen auf ſein Sprach⸗ 
gebiet beſchränken könnte. In Schleswig, wo kein Dorf abgeriſſen werden ſollte, 
wird Dentfehland die Hälfte abverlangt, weil die Bewohner Daͤniſch ſprechen. 


Die Hälfte von Poſen iſt aus gleichem Grunde verloren und Deutſchland einem 


Kriege nahe gebracht, über deſſen Schwere ſich Viele noch nicht klar find, über 
den man ſich aber vergegenwärtigen ſollte, daß es ein Krieg wäre, der Deutſch— 
land zum Schauplatze des Zuſammenſtoßes der öſtlichen und weſtlichen Nachbaren 
machen würde. Man hat Dentſchland die Abtretung von Welſchtyrol augeſon⸗ 
nen, was ſo viel heißt, als die Thüre des eigenen Hauſes abzutreten. Wenn 
Deutſchland ſeinen Einfluß in Italien aufgiebt, ſo wird ſich Frankreich und Eng⸗ 
land darein heilen. Ju Böhmen wird Aehnliches begehrt. Frühere Veſchlüſſe 
haben die Czechen kühn gemacht; zuerſt kam Sonderung, dann Auſſtand, der 
unterdrückt worden iſt; Deutſchlaud wird nicht geſounen ſeiu, die 60 iahrige 
Verbindung zerreißen zu laſſenz dem Trennungsgelüſte muß ein Ziel geſetzt wer 
den. Dazu wird dienen, die Wahlen durchzuführen, und dafür muß Deutſchland 
offen ausſprechen, daß es ſein Gewicht in die Wagſchale wirft. Der Redner 
weiſt auf die Aufſtellung von zwei Truppen-Korps, eines Sächſiſch-Preußiſchen 
von etwa 20,00% Mann und eines Baperiſchen von etwa 10,000 Mann an 
der Grenze hin, welche in 6 Tagen von hier die Befehle zum Ginrücen erhalten 
koͤnnen. Der Antrag des Reduers geht dahin, die Bundes-Verſammlung zu 
veranlaſſen, die Kaiſerl. Oeſterreichiſche Regierung aufzofordern, ihrer Bundes, 
pflicht zu genügen und zu forgen, daß innerhalb 14 Tagen die Wahlen zur Nas 
tional⸗Verſammlung in Böhmen ſtattfänden; erklärt ſich die Regierung außer 
Stande, fo wird ihr Bundeshülſe zugeſichert und in Bereitſchaft gehalten. Reu⸗ 
gebauer von Luditz in Böhmen giebt einen Rückblick auf die neuen Ereigniſſe. 
Die Oeſterreichiſe Regierung hat mit den Slaviſchen Beſtrebungen geliebäugelt; 
ein Oeſterreichiſcher Miniſter ſagte einer Oeſterreichiſchen Deputation, ob es nicht 
möglich ſei, daß Oeſterreich in Zukunft ein vorzüglich Slaviſches Reich werde. 
Warum ſchreibt man die Wahlen jetzt noch nicht aus? Man wollte die Aufrührer 
amueſtiren, und nur das energiſche Auftreten eines Mannes bat den Fortgang 
der Unterſuchung bewirkt. Es iſt Ruſſiſches und Polniſches Geld im Spiele. 
Der Redner will übrigens jetzt der Regierung Zutrauen ſcheuken, und da es der 
Mehrheit Auſicht scheint, das Experiment machen. v. Rösler aus Wien: Die 
Deutſchen haben ein Recht in Böhmen; fie waren feit Jahrhunderten die fleißig⸗ 
ſten Bebauer des Bodens. Ruge vertheidigt das Minderheitsgutachten. Er 
geht davon aus, daß der politische Standpunkt feſigehalten werden muß, und daß 
den Behörden gegen jeden Verſuch der Störung zur Auftechthaltung der geſetzlichen 
Ordunng Unterſtützung gegeben werden müſſe. Giskra verlange Feſthaltung 
des nationalen Standpunktes und entſcheldet ſich für das Mehrheitsgutachten. 
v. Neuwall: Die Czechiſche Partei iſt auf dem platten Lande mehr als je 
distreditirt. Man will lieber beim kouſtitutiouellen Oeſtreich bleiben, als einer 
zweifelhaften neuen Bildung angehören. Berger; Es kommt auf die geo⸗n⸗ 
wärtige Lage Böhmens au. Wer iſt Sieger? das wird Fürſt Windiſchgräs am 
beſten ſagen. Der Sicherheits-Ausſchuß von Wien hat eine Deputackon nach 
Prag geſchickt, welche von Oeſterreichiſchen Soldaten mit der Begrüßung: „Deut⸗ 
ſche Hunde“ empfangen worden iſt. Man hat ſie mit Grenadieren bewacht und 


fie erhielten bie Antwort von Windiſchgrätz: „Auderswo hat die Revolution ges 
ſiegt, hier ich, und ich bin der Diener meines Kaiſers.“ (Unterbrechung,) Die 
Czechen und Deutſchen beſinden ſich der Reaktion gegenüber, und beide muͤſſen 
geſchütt werden. Dam iſt die Deutſche Sache nicht aufgegeben. Die Wahlen 
müſſen vorgenommen werden, aber nicht mit Waffengewalt, ſondern durch Be⸗ 
lehrung. Der Redner nimmt feinen früheren Antrag zurück, iſt gegen Aufnahme 
der Erklärung, daß der Bund bereits Alles gethan habe, und verlaugt, daß in 
— Kommiſſions- Antrag No. 1 aufgenommen werde: „durch zweckmäßige Bes 
lehrung für die Vornahme der Wahlen zu wirken.“ Bei der während der letzten 
Rede wiederholt verlangten Abſtimmung wurde der Rado witz ſche Antrag abge⸗ 
lehnt und der Ausſchuß⸗ Antrag in ſeiner urſprünglichen Faſſung angenommen 
Auf Hartmann's Antrag wurde beſtimmt, der Erefutiv. Gewalt die Berück⸗ 
ſichtigung des Bandes zwiſchen Deutſchland und Ungarn als eine dringende Sache 
zu empfehlen. Auf v. Lindenau's Vorſchlag wird ein eigener Ausſchuß zur 
Vorbereitung des Geſetzes über Verantwortlichkeit der Reichs⸗Miniſter niedergeſetzt. 

Wien, den 3. Juli. Am 25. Juni Morgens erhielt Erzherzog Johann 
von Frankfurt die gewiſſe Kunde, daß die Würde eines Dentſchen Reichsverweſers 
ohne Frage auf ihn übergehen würde. Dieſe Nachricht hat den Fuͤrſten, wie 
wenig fie denſelben auch unvorbereitet treffen konnte, tief erſchüttert und im In⸗ 
nerſten bewegt. Die Stellung, worin ſich das neue Reichsoberhaupt den Deut 
ſchen Regierungen und Völkern gegenüber wenigſtens in den erſteren Jahren be⸗ 
finden wird, in eine ſo ſchwierige, ſo kritiſche und bei den immer entſchiedener 
hervortretenden republikauiſchen Tendenzen jo bedrohte, daß ein praͤſumtives 
Deutſches Oberhaupt vor der Kluft, die ſich zu feinen Füßen öffnet, und die er 
durch eben ſo viel Muth als Klugheit auszugleichen hat, gar wohl zurückſchaudern 
mag, ganz abgeſehen davon, daß Erzherzog Johann durch das Vertrauen feines 
Kaiserlichen Neffen in feinem nächſten Heimathslaude kaum eben eine Miſſſon 
angetreten hat, die hinſichtlich der zu löſenden Verwickelungen nicht minder ſchwierig 
iſt, als die Schlichtung der allgemeinen Deutſchen Wirren. Wir glauben indeß, 
daß bei Erzherzog Johann der kernige Deutſche Sinn, verbunden mit hoher Ski. 
ſtesbegabtheit und Eutſchloſſenheit, über alle Bedenklichkeiten den Sieg bavoutra- 
gen und derſelbe die oberſte Reichswürde annehmen werde, und hoffen zugleich, 
daß ſein Abgang nach Fantfurt, der daun nicht mehr in weiter Ferue ſtehen 
konnte, der unmittelbare Anlaß zur ſofortigen Rückkehr des Allerhöchſten Hofes 
nach Wien ſei — eine Rückkehr, die dann eine unabweisbare Nothwendigkeit wäre. 

Deu 1. Juli Abends veranlaßte in der Karnthnerſtraße ein Betrunkener 
bedeutendes Aufſehen. Er gab ſich für den Kaiſer aus und ver 
langte unter Lärmen Ehrenbezen gungen von den Vorüberge⸗ 


henden. Erſt am Stodimeijenplage, wo er ſich au einem Municipal⸗Garden 


vergriff, gelang es den Ungeberdigen feſtzunehmen. 


us lan d. 
Frankreich. 
Paris, den 2. Juli. In der geſtrigen Sitzung der National-Ver⸗ 
fommiung berichtete Babaud- Laribiere im Namen des Comité's für das 


Innere über eine Petitton, welche aer e ee erlangen eder 
Montandon aus Limoges und Antonin aus Paris verlangen Wiedereſuführung 


Herr Bart aus Paris geht noch etwas weiter, er verlangt Er⸗ 
laubniß der Vielweiberei. Die Erörterung dieſer Petition rief allgemeines Ge⸗ 
lächter hervor. Brun-Lavainne dringt auf Einführung eines industriellen Geſetz⸗ 
buchs. König aus Colmar will, daß man das Budget der Kulte abſchaffe und 
den Renten- Juhabern keine Zinſen mehr zahle; daß die Verſammlung die ſoziale 
Frage eutſcheide und durch Reformen im Öffentlichen Unterricht eine wahrhaft na⸗ 
tionale und originelle Literatur begründe. Man lacht und geht zur Tagesordnung 
über. Wolowski überreicht eine Petition ſammtlicher Pariſer Tiſchlermeiſter, wo⸗ 
rin fie auf Wiederherſtellung der alten Arbeitszeit, alſo auf Abſchaffung des De⸗ 
krets der proviſotiſchen Regierung vom 1. März dringen. Ein gewiſſer Remite 
aus Korſika ſvricht in einer Petition den Wunſch aus, Louis Napolcon an des 
Spitze der Republik zu ſehen, ſei es als Kouſul, ſei es als Kaifer. (Schallen⸗ 
des Gelächter.) Er verlaugt auch, daß man Napoleon's Statue im Kaiſer-Ko⸗ 
Die 2 * Vendomeſänle wiederaufſtelle. (Eine Stimme: Das iſt auch eine 
„aber die gar nicht erſt hätte Bericht erſtattet werden ſolleu.) Die Ver⸗ 
2 über. Herr Gon in verlas ſodann im Namen 
0 ſſion einen Geſetz-Eutwurf, welcher als monatlichen Gehalt 

dem Präſideuten des Miniſter⸗Conſeils 10,000 Fr., jedem Miniſter in Aktivi⸗ 
tät 5000, jedem der früheren Mitglieder der vollziehenden Kommiſſion pro Mo⸗ 
nat der Amtsdauer 5000 und dem Sekretair dieſer Kommiſſion eben jo 3000 
Fr. zuweiſen ſoll. Der Präſident zeigte der Verſammlung an, daß das Ber 
finden des verwundeten General Damesme ſo befriedigend als möglich, dagegen 
E der Zuſtand des General Duvivier ſehr bedenklich ſei. Die Erörterung über 
as Munizipalgeſetz wurde hierauf fortgejegt. Nach einigen weiteren Debatten 
d Amendements-⸗Vorſchlägen wurde ſchleßlich der ganze Artikel in folgender Zu⸗ 
menſtellung angenommen: „Die Maires und Adjunkten werden von dem Ge⸗ 
ſuntten 100 ernannt und aus ſeinem Schoß genommen. Die Maires und Ads 
e innen mittelſt Beſchluſſes des Präfekten ſuspendirt werden; abſetzbar ſind 
länger Ri Eutſcheidung der vollziehenden Gewalt. Die Suspeuſion darf nicht 
und eine drei Monat dauern. Abgeſetzte Maires und Adjunkten können wäh⸗ 
Departem Jahres nicht wieder gewählt werben. Für die Haupt- Bezirks“ und 
walt g ents- Orte werden die Maires und Adjunkten von der vollziehenden © 
us der Zahl der vom Gemeinderath ausgewählten Mitglieder gewählt. Die 


der Eheſcheidung; 


929 


Maires und Adjunkten der Gemeinden von mehr als 6000 Seelen werden von 
der vollziehenden Gewalt ernannt.“ Eine Stimme: „Mit Vorbehalt einer Alle 
deren Faſſung, denn dies Alles iſt ſehr verworren!“ Die weitere Diskuſſion des 
Geſetz⸗Eutwurfs wurde darauf vertagt, und die Verſammlung beſchloß noch, 
der auf morgen (Sonntag) 8 Uhr Morgens anberaumten Muſterung der ſeit der 
erſten Revue noch in Paris angekommenen Nationalgarden in pleno beizuwohnen. 

— Herr Cormenin, Vice⸗Präſident der National⸗Berſammlung, hat im 
Auftrage Cavaignac's die Gefängniſſe und Spitäler in Paris beſucht und über den 
Zuſtand der Verwundeten und Gefangenen ſchon mehrere Berichte erſtattet. Auf 
ſeinen Antrag ſind viele Gefaugene in geſundere Lokale gebracht und mit Stroh, 
Weineſſig und Anderem verſehen worden. Unter den Gefangenen ſind ziemlich 
viele Buben von 10 bis 12 Jahren; fie ſollen baldigſt verhoͤrt werden. Die 
Mehrzahl der Gefangenen ift bereits während der lebten Nächte in die Forts ge⸗ 
bracht worden. Die Gazette des Tribunaux giebt die Beſammtzahl auf 
6000 an, worunter auch manche Weiber und über 100 Studenten, ſo wie eine 
ziemliche Menge früherer Mitglieder der republikaniſchen Garde und der Mobil⸗ 
garde ſich befinden. Unter den gefangenen Arbeitern, die großentheils Auslän⸗ 
der ſind, bemerkt man viele Schneider. Der Marineminiſter hat Befehle zur 
Austuſtung der zum Transporte der gefangenen Inſurgenten nöthigen Schiffe ab⸗ 
geſchickt; dieſelben follen ein Geſchwader bilden und unter dem Befehle eines 
Contte⸗ Admirals ſtehen. Der Peuple Conſtituant von Lammenais macht 
den Vorſchlag, daß man die gefangenen Inſurgenten, ſtatt fie zu transportiren, 
als Vortrab der Italicniſchen Armee verwenden ſollet In einer Kaſematte des 
Forts Ivory hat man 500 Gefangene untergebracht. Die Wache hat Befehl, 
beim erſten Entweichungs-Verſuche zu feuern. Mehrere der Gefangenen, die 
bei dem Flucht⸗Verſuch auf dem Carouſſelplatze verwundet wurden, ſind geſtern 
in den Tuilerieen geſtorben. Auch unter der Nationalgarde find zwei neue Sterbe⸗ 
fälle vorgekommen. 

— Herr Lalanne, der Direktor der National: Werfftätten, erklärt in den 
Journalen ſeine Geldſendungen während des Aufſtaudes an die Arbeiter der Nas 
tional⸗Werkſtätten dadurch, daß er dies gethan, damit nicht Hunger ſie zum 
Auftuhr zwinge. 


* 


Verſammlung zur R der preußiſchen Staats: 
Verfaſſung. 
Die Fünfundzwanzigſte . vom 4. Juli, 
beginnt um 104 Uhr, wie gewöhnlich, mit Verleſung des Protokolls durch den 
5 Abg. Haußmann. Die Annahme deſſelben erregt keinen Wider⸗ 
ruch. 

K Mit einem Schreiben des Miniſteriums iſt der Geſetzentwurf wegen Auf⸗ 
hebung des eximirten Gerichtsſtandes eingegangen. Dieſelbe erſtreckt ſich auf 
alle Eriminal⸗, ſiskaliſche und Injurienfälle. Der Wortlaut deſſelben] wird 
mitgetheilt, ſo wie die Abtheilungen erſucht, die Berathung deſſelben fofort 

vorzunchmen. N ö a 
Miniſlerpräſident v. Auerswald zeigt an, daß der Kultusminiſter Rod⸗ 
bertus feine Entlaſſung eingereicht habe und daß dieſelbe von des Königs Ma⸗ 
jeſtät angenommen worden. Die Gründe dieſes Entſchluſſes ſeien in einer nicht 
. ü nifiern in Bes 


treff des nach Einigkeit ringenden Deutſchlands zu fachen Das Staatsmini⸗ 

ſterium würde noch in der heutigen Sitzang Gelegenheit haben, ſeine Auffaſſungs⸗ 

weiſe dieſes Gedankens und der daraus folgenden Conſequenzen der Verſamm⸗ 

lung darzulegen. Vis zur definitiven Wiederbeſetzung des erledigten Portefeuille 

wird der Miniſterial⸗Dircktor v. Ladenberg die bezüglichen Geſchäfte leiten. 
(Links: Murren.) 

Hr. Rodbertus: Differenzen in der deutſchen Frage veranlaßten meinen 
Austritt aus dem Miniſterium. Derſelbe würde nicht geſchehen ſein, wenn ich 
mich nicht hinlänglich überzeugt hätte, daß dem Miniſterium daraus eine Kri⸗ 
ſis, die ich überall zu vermeiden mich beſtrebe, nicht erwachſen könne. Dieſer 
Entſchluß, mit mir durchaus im Einklang zu bleiben, wird mich jedoch nicht ab⸗ 
halten, dem Miniſterium nach wie vor meine Hülfe und Unterſtützung ange⸗ 


deihen zu laſſen. . 

Man geht zur Tagesordnung über. An derſelben iſt die Berichterſtattung 
über den Antrag des Abgeord. Reuter, betreffend die Unterſuchung der in der 
Provinz Poſen in der neueſten Zeit ſtattgehabten blutigen Ereigniffe und deren 
Urſachen, und es entwickelt ſich über jene eine lange Debatte. 

Der Referent Hr. Tüshaus verlieſt den Bericht. 

Nach dieſem geht dann der Antrag der Central⸗Abtheilung dahin: J) bef 
eine aus 16 Mitgliedern, jedoch mit Ausſchluß von Abgeordneten aus der Pro⸗ 
vinz Poſen, beſtehende Kommiffton zur Unterſuchung der ſeit der März⸗Revo⸗ 
lution daſelbſt ſtattgehabten Entzweiungen und blutigen Ereigniſſe niederge 110 
werde; 2) daß die hohe Verſammlung entſcheide; ob zur Zeit die Untere 9 
ſich blos darauf zu beſchränten habe, die, jenen Ereigniſſen zum Grunde lie⸗ 
genden, Thatſachen aus den von der Regierung darüber verhandelten und zu 
gewinnenden Akten feſtzuſtellen, oder der Kommiſſlon bei der um fuchung 4 
Betreff der zur Erforſchung der Thatſachen anzuwendenden i de ganz freie 
Hand zu laſſen; und 3) daß hiermit gleichzeitig a) das gane N Wedge 
niſation der Provinz Poſen Seitens der Regierung deorachfa t 9 0 b) 

ie dieſe Provinz betreffenden nationalen Verhältniſſe une uch o) die 

i 3 ; sbrüchen der Zwietracht vor⸗ 
ittel angegeben werden mögen, wie ferneren Aus ſolle ( 
bleibender Friede hergeſtellt werden ſolle. Berlin, den 15. 


gebeugt, und ein x 3 j 
an 1818. Die Mitglieder der Eentral-nbrgeilung F. A. Mide. Weich⸗ 
ſel. Abegg. Pariſtus. eng. Sydow. haus. Pinder. v. Unrug 


5 kfältig Amendements Unter⸗ 
u dem Reuter'ſchen Antrage find mcehrfältig 1 reſp. Unter 
zm IH. a eren Dieſelben werden unterſtütt und zur Distuſ⸗ 
fion geſtellt. So namentlich der Antrag des Hrn. Reichenſpergel II.: „Die 
hohe Verſammlung wolle deſchlleßen: daß durch Wahl der Abtheilungen eine 
Kommiſſton aus 16 Mitgliedern — jedoch unter Ausſchluß von Abgeor Bi 

der Provinz Poſen — mit der Aufgabe niedergeſetzt werde, aus den ofſtziellen 
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Akten, um deren Kommunikation das K. Staats-Miniſterium zu erſuchen iſt, 
Ele den ihr zugehenden fonftigen Nachweiſen zu ermitteln, auf u. 
Wege in der Provinz Poſen ein bleibender Friede zwiſchen der deutſchen un 
polniſchen Nationalität hergeſtellt und wie die beabſichtigte Reorganifation jener 
Provinz durchgeführt werden könne;“ und der des Herrn Müller: „In Ber 
tracht, daß das Miniſterium, unter dem jene beklagenswerthen Ereigniſſe ſtatt⸗ 
fanden, abgetreten iſt, und die Ermittelung ſeines Verhaltens bei denſelben, 
wenn es die Unterſuchung durch eine Kommiſſton auch ermittelte, doch nur noch 
ein hiſtoriſches Intereſſe böte; in Betracht ferner, daß noch weniger eine e 
wägung der dabei ftattgehabten Schuld oder Nichtſchuld der beiden National 
täten nach dem Urtheil jener Kommiſſton, wenn ſie auch möglich ſich erwitlß, 
— für die Verſöhnung derſelben erſprießlich erſchiene, beſchließt die hohe 918 
ſammlung: zwar nach dem Antrage der Central-Abtheilung, daß eine aus 
Mitgliedern, jedoch mit Ausſchluß von Abgeordneten der Provinz Poſen, be⸗ 
ſtehende Kommiſſton zur Unterſuchung der Verhältniſſe im Großherzogthum 
Poſen zwar ernannt, jedoch ihre Aufgabe dahin beſchränkt werde: a) die dieſe 
Provinz betreffenden nationalen Verhältniſſe zu unterſuchen, b) die Mittel auf⸗ 
zuſuchen und anzugeben, wie ferneren Ausbrüchen der Zwietracht vorzubeugen 
und ein bleibender Friede herzuſtellen ſei ꝛt.“ j 

Hr. Tüshaus fügt feinem obigen Berichte hinzu, daß eine Unterſuchung 
über die blutigen Ereigniſſe in der Provinz Poſen den Frieden nicht herſtellen, 
ſondern eher zu neuen Unruhen den Impuls geben würde. Er müſſe der Ver⸗ 
ſammlung anheimgeben, vorerſt den Bericht des Miniſteriums, was es ſelbſt in 
dieſer Beziehung gethan, anzuhören, bevor ſie den Antrag des Abg. Reuter Als 
nehme und zur Ausführung bringe. Ä 

Hr. Reuter deutet darauf hin, daß es ſich hier nicht um eine Unterſuchung, 
Behufs Beſtrafung, ſondern Vermeidung für die Zukunft handele, denn er ſei 
gerade am Weiteſten davon entfernt, die Leidenſchaften entfeſſeln zu wollen. Er 
habe geglaubt, daß die Frühlings revolution, als fie vor Kurzem „daher brauſte“, 
jeder unterdrückten Nationalität, fo auch der Polniſchen, Aufſchwung vetſchaffen 

werde. Mit Letzterer ſei dies nicht geſchehen, obgleich man ihr die Wiederher⸗ 
ſtellung zugeſagt, vielmehr ſeien die beklagenswertheſten, feindlichſten Scenen 
vorgefallen. Nicht allein ein hiſtoriſches, nein, noch ein tieferes, menſchlicheres 
Intereſſe verpflichte uns, den fortwirkenden, uns ſelbſt ſchädlichen Urſachen dieſes 
unſeligen Zwieſpaltes nachzugehen, um ihn zu heben und eine friedfertige Ver— 
einigung herbeizuführen. Er erſuche deshalb die Amendementsſteller, ihre An⸗ 
träge zurückzunehmen, ſofern ſie nicht mit der von ihm geforderten Commiſſton 
eng zuſammenhingen — Endlich aber verwahre er ſich gegen die Meinung, 
er habe das Miniſterium in Anklage verſetzen wollen, was nie feine Abſicht ge— 
weſen, zumal eine Verantwortlichkeit des Miniſteriums ſo lange noch nicht in 
Wirklichkeit exiſtire, bis nicht feſtſtehe, was ein Miniſter⸗Verbrechen oder Ver⸗ 
ehen ſei. 
: . Hr. Reichenſperger iſt gegen eine ſolche Kommiſſton, wenngleich er 
die Sympathieen für Polen vollſtändig theilt. Eine Kommiſſton von unver⸗ 
letzlichen Abg. dürfe nur mit dem Staats⸗Miniſterium, nie aber mit Indivi⸗ 
duen verkehren. Zudem würden gewiß die meiſten Kommiſſions-Mitglieder nicht 
einmal der Polniſchen Sprache mächtig ſeien. 

Präſident Grabow empfiehlt den redenden Theilnehmern an der Diskuſ⸗ 
ſion, der Ueberſicht wegen, ſich an drei Punkte zu halten: 1) Soll eine Kom⸗ 
miffton gebildet werden? 2) mit welchen Aufträgen? und 3) in welcher Form 
ſoll ſie ihren Auftrag ausführen? u 

Hr. Bauer (aus Krotoſchin) erklärt, daß er ſich der Abſtimmung über 

die vorliegende Frage enthalten müſſe. Es fei ihm ſchmerzlich geweſen, alte 
Wunden aufgeriſſen zu ſehen, über die man füglich einen Schleier hätte decken 


ollen. 

i 0 r. Pohle ik gegen den Antrag, wenngleich auch er die Wiederherſtel⸗ 
lung Polens wünſcht, weil die Verſammlung mit Ernennung jener Kommiſſion 
ihre Kompetenz überſchreite. Außerdem fei die Arbeit zu groß für die Kammer, 
deren Hauptaufgabe, die Bildung einer Verfaſſung, man keinen Augenblick aus 
den Augen verlieren dürfe. f | 2 

Hr. Richter ſpricht für die Bildung einer Kommiſſion. Das Miniſte⸗ 
rium müſſe ſich nun, da es ſelbſt ein neues ſei, nicht der alten Organe bedie⸗ 
uen; ſo lange dies geſchähe, dürfe die Kommiffton unter den dortigen Männern 
die Beamten nicht hören. N 

Hr. Wolff ſpricht ſich ſpeciell gegen deu Reuter'ſchen Antrag aus, bei dem 
er das beſtimmteſte, klare Ziel vermißt. Im Uebrigen ſei er jedoch einer derar- 
tigen Kommiſſion, wenn auch nach anderen Principien gebildet, nicht entgegen. 
Dieſe dürfe jedoch nicht eher exiſtiren, bis, durch die Verfaſſung, überhaupt das 
Verhältniß der Deutſchen und Polniſchen Preußen feſtgeſtellt worden. (Allge⸗ 
meine Unaufmerkſamkeit.) Die Kommiſſſon müſſe aber jedenfalls das Recht 
haben, die betreffenden Unterbehörden für ihre Zwecke zu requiriren. 

Hr. v. Unruh tritt dem bei. Es handle ſich nur darum, ob die, welche 
jet noch die unfrigen ſeien, es auch bleiben würden; eine Unterſuchungk⸗Kom⸗ 
miſſion könne doch nur eine Rechtfertigung oder einen Tadel gegen die Regie— 
rung ausſprechen. 5 

Hr. Bußmann iſt gegen den Antrag. Die Preußen hätten Polen wie⸗ 
derholt, das eine Mal mit den Waffen, das andere Mal durch die Intelli⸗ 
genz erobert (Lärm, links), ſie ſeien nicht Einwanderer, ſondern, mit der 
Länge der Zeit, Eingeborne geworden. Durch Einführung der verſprochenen 
Gemeinde⸗Ordnung würde ſich das deutſche von dem polniſchem Elemente leicht 
und ſchmerzlos ſondern. (Lärm. Redner wird unterbrochen und muß abtreten. 

Hr. Heyne iſt für die Errichtung der Kommiſſton mit den ausgedehnteſten 
Vollmachten, ebenſo Hr. v. Kirchmann, der hervorhebt, daß man vor der 
Größe der Arbeit nicht zurückbeben dürfe, zumal die Kommifften kein Gerichts 
hof, ſondern nur eine Schöpferin der Wahrheit ſein ſolle, und Hr. v. Po⸗ 
krzywnicki, welcher die Kommiſſion um deshalb wünſcht, wal die Regierung 
wegen ihrer Unbekanntſchaft mit den Verhältniſſen nicht im Stande ſei, die 
polniſchen „kranken“ Zuſtände zu heilen. 

Hr. Baumſtark zielt auf das „unglückliche Syſtem der Staatenflickerei“ 
hin, welches die Dispoſition auf eigenem Gebiete oft halb unmöglich mache. — 
Eine wahrhafte Einigung und Ausſöhnung zwiſchen Preußen und Polen ſei 
gar nicht denkbar, wenngleich man ſich gegenſeitig achten, ja, politiſche Vünd⸗ 
niſſe ſchließen könne. Deshalb würd auch eine Ausgleichung der Nationalitä⸗ 


ten durch die Kommiſſton nicht erfolgen, weshalb er ſich gegen eine ſolche, 


ausſprechen müſſe. 


ſolches Polen möge kein Ende finden; gebe ihm 


HBr. v. Berg ſpricht für den Antrag, indem er Gerechtigkeit für eine uns 
terdrückte Nationalität fordert, deren Unterdrückung das jetzige Geſchlecht aher⸗ 
dings nicht verſchuldet habe. Aufklärungen ſeien bereits gegeben, aber von 
wem? von Deutſchen! (Ruf: „auch von Polen.“) Er ſei weit entfernt, feis 
nen deutſchen Brüdern hierbei Parteilichkeit vorzuwerfen, aber das beklagen ja 
eben die Polen, daß ſie von Beamten regiert worden, welche ihre Sprache, ihre 
Religion nicht kennen. Man habe jüngſt oft von fanatiſchen Ausbrüchen ge⸗ 
ſprochen, dieſe ſeien natürlich, wenn man glaube, der Religionsfreiheit beraubt 
zu ſein. (Murren.) Wehe freilich dem Volke, das noch nichts anders unter 
Freiheit, wie eben Religionsfreiheit verſtehe! Man habe der katholiſchen Geiſt⸗ 
lichkeit Eingriffe vorgeworfen, aber wo finden ſich Beweiſe? (Unterbrechung. 
Ruf: „Und die Schrift des Erzbiſchofs?“) Auch die habe er geleſen, aber 
nichts Beſchwerendes darin gefunden. (Ruf: Unparteiifch zu Werke gehen!) 
Er könne hierbei unmöglich unparteilich fein. Die Provinz, in der er lebe 
(Rheinland), ſei nur von den Fluten der Bewegung nicht fortgeriffen worden, 
weil ſte eine kernige, kräftige deutſche Vevölkerung habe. Jetzt wolle man nun 
nationale Reorganifation Poſens eintreten laſſen, aber Niemand ſei ſich darüber 
recht klar geworden. Man habe die in Polen lebenden Deutſchen in den deutſchen 
Bund aufgenommen. Dentelben Anſpruch hätten dann auch die deutſchen Eins 
wanderer Amerika's (Heiterkeit). Die Unterſuchungs-Kommiſſton müſſe, wenn 
fie zum Ziele kommen wolle, die ausgedehnteſten Vollmachten erhalten, ſie werde 
ihre Mitglieder nicht aus denen dieſer Verſammlung nehmen können, aber 
Männer des vollen Vertrauens wählen müſſen, denn ohne jene Vollmachten 
werde man nur neuen Zwiſt anrichten, da die beſtehenden Behörden das Ver⸗ 
trauen vielfach nicht befisen. Man ſolle überhaupt das Verfaſſungswerk lieber 
aufſchieben, als ſich nicht gehörig unterrichten. Hr. Kühnemann will noch⸗ 
mals auf ſein beſeitigtes Amendement zurückkommen, wird aber damit abge⸗ 
wieſen. Hr. Weichſel hält die Einfegung der Kommiſſton für um fo noth⸗ 
wendiger, als man die Verfaſſung nicht feftttellen könne, ohne zu wiſſen, wer 
eigentlich zum Preußiſchen Staate gehöre, (Schluß! Schluß!) Präſident: 
Der Ruf zum Schluſſe werde mehrfältig laut; er müſſe darüber jetzt einen Be⸗ 
ſchluß herbeiführen. Stimmen: Wie viel Redner find noch zu hören. Im 
Ganzen noch zehn. Der Antrag auf Schluß der Debatte wird verworfen. 
Hr. Pohle ſpricht gegen den Antrag der Kommiſſion, Hr. Vloem dafür, 
weil die Einſicht, der Miniſterial-Akten höchſtens zu einem einſeitigen Urtheile 
führe. Polen wolle nicht von Preußen getrennt ſein: das wiſſe er von ſeinen 
Freunden der Linken. Das deutſche Volk habe leider! einen ſchroffen Gegenſatz 
zu den Polen gebildet; doch er habe ſich verſprochen; nicht das Volk, ſondern 
die Staatsmacht, welche froh geweſen, hie und da ein Läppchen Land zu 
erhaſchen. Bisher ſeien die Völker nach dem Sachen rechte behandelt wor⸗ 
den, und jetzt erſt werde das Perſonen recht auf ſie angewandt. Das Sy⸗ 
Rem, welches die Völker gekuechtet, habe dieſe Widerſprüche, ganz gegen den 
Volkswillen, geſchaffen. Laſſe man daher Polen volle Anerkennung zu⸗ 
kommen, dann könne es die Deutſchen nicht mehr haſſen, ja es werde ſich ihnen, 
den öſtlichen Horden entgegen, welchen es ſich ſonſt vielleicht in die Arme würfe, 
freudig anſchießen. Da ſelbſt die deutſchen Mitglieder der Provinz Poſen die 
Niederſetzung der Kommiſſton gewünſcht, fo möge man die Mittel in dem reich⸗ 
ſten Maße gewähren. Der Ansſpruch „inis Poloniae« ſei richtig, wenn man 
ſich ein zuſammengeflicktes Polen, welchem die Achtung der Völker fehle, denke, 
unrichtig, wenn es einem Polen gelte, in welchem die Polen frei ſcien. Ein 
die Verſammlung heut einen 
Anfang. (Vravo zur Linken.) 
Br. Schmidt (Czarnikau) erklärt, daß den Deutſchen Poſens nur daran 
liegen könne, die Wahrheit zu ergründen. Die Deutſchen haben nichts von 
der Unterſuchung zu fürchten: mögen die Polen. daſſelbe von ſich behaupten kön⸗ 
nen. Hr. Neumann (Poſen) iſt gegen den Antrag der Kommiſſton, obwohl 
für die gründlichſte Erörterung, welche indeß auch ohne Kommiſſton, ja noch 
auf kürzerm Wege erreicht werden könne. Die Regierung und die Polen ha⸗ 
ben Denkſchriften veröffentlicht; vieles, was noch zu ſagen, fehle jedoch in den⸗ 
felben. Da faſt ſämmtliche hier anweſende Abgeordnete der Provinz Poſen 
bei den jüngſten Vorfällen betheiligt ſeien, ſo möge die Sache in dieſer Ver⸗ 
ſammlung durch Discuſſton erledigt werden. Hr. Sommer: Man wiſſe, 
wie Polen behandelt worden, dieg gehe dieſe Verſammlung nichts an (Geläch⸗ 
ter). (Der Redner ſprach ſo leiſe, daß man ihn nicht mehr verſtehen konnte 
und ſein Vortrag durch den anhaltenden Ruf: „laut“ vollends überdeckt ward.) 
Der Miniſter⸗Verweſer des Innern Kühl wetter: Ich enthalte mich, die 
materiellen Seiten der Poſener Reorganiſations- Angelegenheiten zu berühren, 
denn ſo ſehr die Regierung auch bisher erkannt hat, wie wichtig die Frage ſei, 
ſo ſehr hat ſich auch das Material und zwar dergeſtalt gehäuft, daß mir ſelbſt 
deſſen Sichtung bisher unmöglich geweſen, ich alſo auch allen Fragen nicht ges 
recht werden koͤnnte. Ich beſchränke mich zuerſt auf die Frage, ob eine Kom⸗ 
miſſion niederzuſetzen fei, welche die verſchiedenen, von ihr in Anſpruch genom- 
menen, Vefugniſſe ausüben ſolle? Dem Miniſter kann es nur angenehm fein, 
wenn ſich, ihm zur Seite, Kommiſſlonen aus dieſer Verſammlung bilden und 
ihm Erleichterung gewähren, ja die Regierung wird gern jede Aufklärung an⸗ 
nehmen. Wir find über die Zeit hinaus, wo man geglaubt, daß 
in den Behörden und ihren Organen allein die Weisheit ſitze. 
(Beifall.) Gern werden wir die richtige, wahre öffentliche Meinung anhören, 
und ſie kann ſich gar nicht beſſer als durch die Vertreter des Volkes kundgeben. 
Vielleicht hätte die Regierung ſich ohne den Reuterſchen Antrag ſelbſt die Ein⸗ 
fegung einer derartigen Kommiffton erbeten. Dies im Allgemeinen über die 
Bildung der Kommiſſton. Was nun deren Auſträge und Thätigkeit betrifft, 
ſo glaube ich verſichern zu dürfen, daß man auch dabei nicht angſtlich zu fein 
brauche. In Wetreff der Aufklärungen und Information wird das Miniſte⸗ 
rium die Kompetenz nicht abwägen. Man kann in dieſer Veziehung zwar zu 
weit gehen, der Weisheit der Kommiſſion bleibe es jedoch überlaſſen, ob ſie das 
Verfahren der Regierung einer Prüfung unterwerfen will. Die Regierung 
ſcheut die Oeffentlichkeit nicht, und auch ich werde, fo lange mir die 
ſchwere Bürde aufliegt, alle meine Handlungen fo einrichten, daß ſie an die De” 
fentlichkeit treten können. (Bravo.) Wenn dagegen bemerkt worden, daß die 
eingezogenen Berichte nur von Beamten und zwar des alten Syſtems, berrüh⸗ 
ren, ſo muß ich, wenn auch gegen einzelne Beamte Etwas vorliegen follte, doch 
den Stand in Schutz nehmen, er darf nicht herabgewürdigt werden. Auch 
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r. Reuter fließt als A 
g Der Präſident wiederholt nun den Gehalt derfelben, des Kommiſſtons⸗ 


Antrages wie aller Amendements und nimmt, mit Zuſtimmung der 

jung, Alles In die nachfolgenden Fragen auf. Hr. Zoltow 571 ne 
„Provinz. enden Poſen“ geſetzt werde, weil ein ſolches noch be⸗ 
125 „ den Ausdruck: „Provinz“, nach dem Vor⸗ 
chlage de Ir recht. Die erſte, alſo lautende Frage: Soll 
Unterſuchung der Zustände der Provinz Poſen, ſeit der, MEN dem 22 ür; 
— nal mung gtelle werten; eine Kommiſſion aus 5 rei 

ationalsBerfom bildet werden? wird faſt einſtimmig bejabt 
die weitern vier Fragen, nämlich: 2) Soll fie aus 16 3 ee 


Soll ſte aus den 8 Abtheilungen dergeſtalt j i 
Mitglieder wähle? Sollen Ai ALTER 22 2 * 


glieder nne rovins Bofen audnc- 
ſchloſſen fein? Die nächſten Fragen, und zwar: 1) Soll die Kommiſſton die 
Urſachen und Gründe erforſchen, welche die Entzweiung und die blutigen Er⸗ 
tigniſſe unter den Bewohnern polniſcher und deutſcher Nationalität herbeigeführt 
haben? 2) Soll ſie das ganze, ſeit der verheißenen Reorganiſation der Pros 
vinz Poſen beobachtete Verfahren der Regierung und deren Beamten unterſuchen 
und prüfen? 3) Soll fie die, dieſe Provinz betreffenden nationalen Verhält⸗ 
niſſe unterſuchen? 4) Soll fie die Mittel erforſchen und angeben, wie ferneren 
Ausbrüchen der Zwietracht vorzubeugen und bleibender Friede herzuſtellen ſei? 
5) Soll ſie ermitteln, wie die beabſichtigte Reorganiſation der Provinz Poſen 
durchzuführen ſei? werden gleichfalls bejaht. Die folgenden Fragen ſol⸗ 
len die Befugniſſe der Kommiſſton feſtſtellen, und die erſte Frage lautet 
hierbei: „Soll der Kommiſſion in Ausführung ihrer Aufträge 
ganz freie Hand gelaſſen werden?“ Gr. Reichenbach und Hr. Weich⸗ 
ſel verlangen namentliche Abſtimmung, und da dieſer Antrag hinreichende Un⸗ 
terſtützung findet, fo wird, nach einem zuvor beſeitigten Einſpruche, zum Na⸗ 
mensaufruf durch den Schriftführer Schneider geſchritten und mit dem Buchſta⸗ 
ben D begonnen. Während deſſelben erhebt ſich, da Hr. Pohle ſich der Ab⸗ 
A 8 3 Zwiſchendebatte darüber, ob ein anweſender 
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gefallen feien. Dagegen erheb erklärte, daß damit alle weiteren Fragen 
für das freie Schalten ei ebt ſich Hr. v. Unruh, welcher ſpezielle Gränzen 
mit der erſten Fra eingehalten wiſſen will, Hr. Arn s, welcher glaubt, daß 
boden u Frage noch nichts entſchieden ſei, da die Commiſſion den Geſetzes⸗ 
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Temme meint, daß 0 gen u. ſ. w. vorfordern könne. Hr. 
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, ö A iſſton habe nur an die Miniſterien zu wenden, 
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Undankbarkeit zu beſtrafen wiſſen. 


der der äußerſten Linken insgefammt den Saal verlaſſen. Die Verſammlung 


beſchließt demnach, noch über folgende Fragen abzuftimmen: I) Soll die Coins 
miſſton nur befugt ſein, ihre Ermittelungen auf den Grund der zu erfordernden 
Akten des Staatsminiſteriums anzuſtellen? Verntint. 2) Soll ſie die, von 
dem Miniſterium zu dem Ende anzuweiſenden Behörden zum Zwecke der ihr 
nöthig ſcheinenden Ermittelungen requiriren? Bejaht. 3) Soll die Commiſ⸗ 
ſton auch ſonſt ihr und durch die Staatsbehörde zugehende Mittheilungen be⸗ 
rückſichtigen? Bejaht. 4) Sell fie ſich an Ort und Stelle begeben, Zeugen 
und Sachverſtändige vernehmen dürfen? Verneint. — Damit war 
der Gegenſtand erledigt. N 

Miniſterpräſtdent v. Auerswald macht nun ſolgende Mittheilung über 
Preußens Verhältniß zu dem deutſchen Vaterlande: 

Das Miniſterium habe gleich bei feinem Antritt Deutſchlands Angelegen⸗ 
heiten zum Gegenſtande ſeiner ernſteſten Aufmerkſamkeit gemacht und auch die 
wichtigſten Erſcheinungen der legten Tage gleich beim Entfichen erkannt. Die 
Regierung habe dabei ihre Stellung ſo aufgefaßt: Sie ſei in gleichem Maabe, 
wie die Deutſche National-Verſammlung, von der Schaffung einer vorläuſi⸗ 
gen Central-Exckutivgewalt durchdrungen, ſie theile die Anſicht, daß der Reichs⸗ 
verweſer der Träger ſolcher Gewalt und der Erzherzog Johann von ae 
der rechte Mann des Vertrauens ſei. Das zeige ja das durch die Wahl de 
Volks bethätigte Verhalten. Die Regierung hoffe, daß der Erzherzog das Amt 
annehme; ſie finde nichts dagegen zu erinnern, daß ihm als Reichs⸗ 
verweſer alle die Attributionen, wie fie die National⸗-Verſamm⸗ 
lung ausgeſprochen, beigelegt werden; ſie ſetze freilich voraus, daß 
die National-Verſammlung in Frankſurt ihr Einverſtändniß über Krieg und 
Frieden nicht an vorgängige Beſchlüſſe binde, weil dies in jetziger Zeit ver⸗ 
derbliche Folgen haben könne. Wenn übrigens die deutſche National⸗Verſamm⸗ 
lung die Veſchlüſſe über die Centralgewalt ohne Zuziehung der Regierungen 
gefaßt habe, ſo verkenne die Regierung des Königs, gleich der National⸗Ver⸗ 
ſammlung, nicht, daß in dieſem Falle, wegen des Dranges der Umſtände, die 
größte Cile nothwendig geweſen; die Regierung zweifle indeß auch keinesweges 
daran, daß aus dieſem außerordentlichen Falle keinerlei Conſe⸗ 
quenzen für die Zukunft gezogen werden. Die Regierung gehe von 
der Anſicht aus, daß das Werk der Eintracht durch den Geiſt der Eintracht 
wachſe. Wenn wir ein Haus bauen, ſo bauen wir es in Eintracht, denn wir 
wollen, daß es beſtehe und den Stürmen trotze. Die Geſchichte wird über uns 
Alle zu Gerichte ſizen. Mögen wir einſt wiffen, wer wir waren. Möge man 
auf unferen Grabfteinen dereinſt leſen: „Er lebte 1848 und war ein Sohn 
Deutſchlands.“ (Bravo.) 8 : 

Präſ. Grabe w: Wir Alle begrüßen die Wahl des Reichsverweſers und 
die dazu erfolgte Genehmigung der Regierungen als den erſten Grundſtein eines 
einigen, ſeſten Bundesſtaates. Die Verſammlung möge als äußeres Zeichen 
ihrer Veiſtimmung ſich erheben. Die Verſammlung erhob ſich und unter dem 
dreifachen Jubelrufe: „Deutſchland hoch!“ ſchloß die Sitzung um 43 Uhr. 

(Veginn der nächſten: Freitag am 7. d. M. Vorm. 10 Uhr.) 


Der Redaktion der Kölner Zeitung iſt folgendes intereſſantes Schreiben zuge⸗ 
gangen, das wir auch unſern Leſern nicht vorenthalten wollen. Es lautet in der 


Ueberſetzung folgendermaßen: 
Herr Redakteur! Sie gebrauchen in Ihren Artikeln gegen Rußland einen 
Ten der erfiflage, den ih zu rügen verpflichtet bin. Es iſt wahr, diefer 


Sich in einem niedrigen Intereſſe aufwerfen; ab e e en Für 
Sie und Ihre berüchtigte Partei, mit Unehrerbietigkeit von der be en und 
tapferſten Armee des Weltalls (univers) zu ſprechen, einer Armee, der Sie 
1813 zu Füßen gekrochen waren, und deren Heroen es verſtanden haben, Sie 
von dem Despotismus zu erretten, der damals auf Ihrem jammervollen Lande 
ruhte. Das alles ſcheinen Sie vergeſſen zu haben. Aber zu ſeiner Zeit werden 
jene Converſations-Offiziere Sie zur Ordnung zu bringen und für Ihre 
Die Barbaren werden Ihnen in einer 
wahrſcheinlich nahen Zukunft beweiſen, daß Sie noch immer die Leute ſind, 
die bei uns mit Recht als „Vratwurſt- Fabrikanten“ betrachtet und als ſolche 
von unſerer achtbaren Bevölkerung behandelt werden. Meinen Gruß! 
Leipzig, den 14. Mai, 25 Juni. [?] Iwan Iwanowicz. 


Für den hier folgenden Theil ist die Redaction nicht verantwortlich.] 


— — 


Auf den No. 1. Seite 3 abgedruckten Vortrag des Herrn Haſſenkrug: 
amtliche Entgegnung. 

Ein Versprechen, die Erekutionen bei Handwerkern auf einige Monate 
auszuſetzen, iſt von mit Niemandem gegeben; es liegt auch außer meiner Amtes 
beſugniß. Die Mittheilung über eine Verfügung an die Exckutoren iſt that⸗ 
fächlich eben fo unrichtig. Poſen, den 6. Juli 1848. 

Der Land» und Stadtgerichts-Direktor Graffunder. 


Merkſt Du, Leſer, wie ſich der polniſche Einſender des geſtrigen Inſerats 
zu Schanden ärgert, daß die Deulſchen bier wirklich deutſch fuß; da 
die Poſener Zeitung deutſch iſt, und wie er, um feinem Aerger kur irgend 
Luft zu machen, ſchweres Geld an die deutſche Zeitungs ⸗Expediekon zahlen 


muß? — Ich dent', Leſer, Du bift zuſtiedengeſtellt! — 
Ich dent', Leſer, ft zuſti wi Bürgerwebremann. 


An den die Bürgerwehr ankläffenden Anonymus fraglicher 
Nationalität, N 


Wenn Dich des Läſtrers Zunge ſticht, 
So laß es Dir zum Trofte fagen: 


Die ſchlecht'ſten Früchte find es nicht, W — 
Woran die Wespen nagen. ehrere Bärwürger. 


Markt Bericht. 
Berlin, den 5. Juli. ; 1151 
Weizen 46 a 50 Rthlr., Roggen 27 à 30 Kihlr., Gerſte 23 à 21 Rihle., 


Safer 16 à 18 Rihlr. — Rüböl 93 à 97 Rihle. — Spiritus 16} Rihlr. 


Stettin, den 3. Juli. 


Weizen ift fortwährend fehr wenig zu haben und bleibt feſt, 124 — 129 — 150 
Pfd. (85 — 86 bes 90 bis 91 Pid. pr. Schfl., gelber auf 43 à 48 Nehlr. ges 
Roggen dagegen ift merklich 


halten, 42 a 46 Rihlr. bei kleineren Parthien bez. 
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heute noch 26 à 28 Nihlr. nach Dual. und Gewicht gefordert, dieſer Preis aber 


nicht zu machen, pr. Sept. Okt. bis 273 Rihlr. bez. und dazu zu haben. Ger⸗ 


fordert. 
ohne Umſatz. 


flauer, in loco ſchwere Waare von 86 — 88 Pfd. pr. Schfl. gegen Ende vori⸗ 


ger Woche 27 a 28 Rihlr. bez., ſeitdem 81 Pfd. wieder zu 25 Rihlr. gekauſt, 


Bei Gebrüder Scherk in Poſen, Markt⸗ 
und Franziskanerſtraßen⸗Ecke iſt fo eben in Kom⸗ 
miſſion erſchienen: 


Die 
Berliner Revolution 
des 18. und 19. März | 


f vom 
ſittlichen Standpunkte betrachtet. 
Beweis 8 


daß dieſelbe den vorangegangenen Regierungs-Maß⸗ 
regeln als nothwendige Folge entſpringen mußte 
und keine Revolution des Pöbels war. 
Rede, 
gehalten im „politiſchen Verein“ zu Poſen, 
am 27. Juni 1848. 
von 
Carl v. Heugel. 
Preis: 2 Sgr. 


Bekanntmachung. 


Es werden: 

a) in dem Parlineker Forſt-Revier, Kreiſes 
Mogilno, eine Weide-Abfindung, 

b) in dem Polniſch⸗Dammer und Szyma⸗ 
nowoer Forſt-Revier, Kreiſes Kröben, eine 
Weide⸗Abfindung, 

e) in der Ortſchaft Sulin, Kreiſes Gueſen, eine 
Regulfrung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Verhältniſſe und eine Gemeinheitstheilung, und 

d) für den polniſchen Stadttheit in Zduny, Kreis 
ſes Krotoſchin, eine Weidıfiration in den For⸗ 


ſten der Güterherrſchaft Baſzkow und Zduny, 


in unſerm Reſſort bearbeitet. 

Alle etwanige unbekannte Intereffenten dieſer 
Angelegenheiten werden hierdurch aufgefordert, ſich 
in dem auf a f 

den 31ſten Auguſt 1848 Vormittags 

11 uhr 

hierſelbſt in unſerm Partheienzimmer anberaumten 
Termine bei dem Herrn Regierungs-Aſſeſſor Sut⸗ 
tinger zur Wahrnehmung ihrer Gerechtſame zu 
melden, widrigeufalls ſie dieſe Auseinanderſetzungen, 
ſelbſt im Falle der Verletzung, wider ſich gelten laſ⸗ 
ſen müſſen und mit keinen Einwendungen dagegen 
weiter gehört werden können. 

Pofen, den 27, Juni 1818. N 
Königlich Preüßiſche General s Kommifs 

fion für das Großherzogthum Poſen. 


Höherem Befeble zufolge ſollen Montag den 
J0ten Juli c. früh 9 Uhr auf dem Wilhelmsplatz 
hierſelbſt circa 10 Stück Beutepferde gegen gleich 
baare Bezahlung öffentlich an den Meiſtbietenden 
verkauft werden. 

Weder für innere noch äußere Fehler wird garan— 
tirt. 

Poſen, den 2. Juli 1848. 
v. Schimmelfennig. 
Major 7ten Huſaren-Regts. 


Stare ard⸗Poſener 
Eiſenbahn. 


m Iten Juli. Ge 
Eröffnung der Sirede von Wronte bis Samter. 
Täglich Abfahrt von Samter, Morgens 9 Uhr 
45 Minuten. 
Tägliche Ankunft in Samter, Abends 6 Uhr 5 
Minuten. 

Der Fahrplan für die bereits bis Wronke er⸗ 
Öffnete Strecke bleibt unverändert, und ſtehen die 
Fahrten zwiſchen Wronke und Samter damit in 
unmittelbarem Zuſammenhange. 

Stettin, den 1. Juli 1848. 

Directorium 
der Stargard-Poſener Eiſenbahn⸗Geſell⸗ 
8 schaft. | 
Maſche. Fraifſinet. Hartwich. 
Ein guter Koch, unverheirathet, findet ſogleich 


ein Unterkommen. Zu erfragen, Poſen, Waſſer⸗ 
ſtraße Nro. 27. 3 N ’ 


4 


fie, große, augenblicklich wieder nicht am Markte, für kleine 19 à 20 Nilr. ge⸗ 
Hafer nach Qualität 14 à 164 Rehlr. 


Koch⸗-Erbſen 31 à 35 Rrhlr. 


Druck u. Verlag von W. Decker & Comp. Verantwortl. Redacteur: C. Henſel. 


Die wegen der hier ſtattgehabten Unruhe unter⸗ 
brochenen Vorträge müſſen noch bis nach Beendi⸗ 
gung der jetzigen Schulferien ausgeſetzt werden. 
Dies theilen wir den geehrten Mitgliedern des uns 
terzeichneten Instituts mit dem Bemerken mit, daß 
der neue Curſus Anfangs Au guſt wieder begin⸗ 
nen wird und daß bereits dafür geforgt if, daß die 
künftigen Vorträge dem allgemeinen Wunſche ent⸗ 
ſprechend, ſowohl belehrend als unterhaltend fein 
werden. 

Das Comité des Ifraelitiſchen Hands 

lungsdiener-Inſtituts. 


Beachtungswerthe Anzeige. 

Am Wilhelmsplatze Nr. 15. werden 
von heute ab, wegen gänzlicher Auf 
gabe einer Tuch- und Tapiſſeriewaa⸗ 
ren= Handlung zum Einkaufspreiſe 
alle nochdarin vorhandenen Waaren, 

beſtehend 

in verſchiedenen angeſchnittenen Tu— 
chen, Cords, Vuckskins und Satins, 
fo wie Berliner Stick-, Zephir⸗ und 
Caſtor-Wolle in allen gangbaren 
Farben, Metall- und Glasperlen, 
Stickchenille, Näh- und Cordonſeide, 
feidenen, halbſeidenen, baumwolle— 


nen und leinenen Canavas, Strick-, 


Näh⸗ und Sticknadeln, fertigen Bör⸗ 
ſen, verſchiedenen angefangenen und 
fertigen Stickereien, ſo wie eine 
große Auswahl Stickmuſter, billigſt 
verkauft, wozu ergebenſt einladet 
Eduard Vogt. 


Allen Herrſchaſten empfiehlt ſich zur Nach⸗ 
weiſung verſchiedener Dienfiboten mit guten Zeug; 
niſſen das Miethsbureau von D Kareski, Markt 


No. 82. im Kaufmann Binderſchen Haufe. 


I ͤ 
Wilhelmsſtraße No. 25. iſt von Michaelis 
d. J. ab ein geräumiger Laden zu vermiethen. 


Kanonenplatz No. 9 iſt die Parterre-Eiage links, 
fo wie desgl. die Bel-Etage, beide mit tapezirten 
Vorderzimmern, mit oder ohne Stallung, von Mi⸗ 
chaelis c., fo wie die Parterre-Wohnung No. 8. in 
dem Hauſe neben an ſogleich, oder auch zu Michae⸗ 
lis c. zu vermiethen. Das Nähere daſelbſt No 8. 
Bel⸗Etage. 


Am Neuſtädter Markt No. 5 und 6 und Königs- 
Straße No. 21. find große und kleine Wohnungen 
zu vermiethen. Das Nähere alter Markt No. 43. 


Wilhelmsſtraße No. 9 iſt eine Wohnung, beſte⸗ 
hend in einem Zimmer nebſt Cabinet, zu vermiethen 
uud ſofort zu beziehen. 


W ae a tr 
Es find Wilhelms-Platz No. 1. fofort folgende 
Wohnungen zu vermiethen: 


Namen wird die Predigt halten: 
dera 
Kirchen. Vormittags. 
— — 


Evangel. Kreuzkirche. 
Evangel. Petri-Kirche . 
Garniſon-Kirche 
Kirchenlokal der evangel. 
luth. Gemeinde 
Im Betſaal der chriſtka⸗ 
tholiſchen Gemeinde 
St. Adalbert⸗Kirche 
St. Martin⸗Kirche 
Deutſch⸗Kath. Succurſale 
Dominik. Kloſterkirche. 
Kl. der barmh. Schweſt. 


Conſ. N. Dr. Siedler 
„Div.⸗Pred. Simon 


„Prediger Po 
Manſ. Proto 


Sonntag den gten Juli 1848 


Nachmittags. 


Hr. Paſtor pr. Hertwig] Hr. Pred. Friedrich 


„Paſtor. Dr. Franke Paſtor Dr. Franke 
Hr. Pred. Poſt 


1 
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I) nach dem Wilhems-Platze 3 Treppen 


hoch; 1 

2 möblirte Wohnungen, jede Stube und Cabinet. 

1 Wohnung von 2 Stuben, 1 Cabinet, Küche, 
Keller. 

2) in der Dachetage nach der Wilhelms⸗ 
Straße 2 Treppen hoch: . 

1 Wohnung von 3 Stuben, 1 Cabinet, 1 Küche 

Keller, Boden, ze. 


Vreslauer-Straße No. 37. iſt ein kleiner Laden 


nebſt mehreren kleinen Wohnungen vom 1. October 
d. J. ab zu vermiethen. Freundt. 


— 


Heute Sonnabend den 8. Juli: 


Gung'lſches Konzert 


im Hildebrandtſchen Garten. 


Sonnabend den 8. Juli: 


Großes Konzert 


! im Odeum, 
ausgeführt durch das Muſikchor des Leib-Inf.⸗Reg. 
Das Nähere durch Anſchlagezettel. Entree a Per⸗ 
ſon 5 Sgr. 


Anfang 5 Uhr, Ende 9 Uhr. 
Piefke, Muſikdirektor. 


Berliner Börse. 
Den 5. Juli 1848. : [zinst.| Brief. | Geld. 


Staats-Schuldscheine. . :::: 34 | 721 ] 714. 
Sa ilnngs-Prämien-Scheine —— — — 854 
Kur- u. Neumärkische Schuldversch. | 34 — — 
Berliner Stadt- Obligationen 3 — En 
Westpreussische Pfandbrieke » - 75 
Grossh. Posener 5 Si en be a 88 
8 a 33 — 744 
Ostpreussische n EHE 35 
. — „ TER 34 881 | 874 
Kur- u. Neumärk, =» 2. #re..+ 3 | — 883 
Schlesische 5 37 —— — 
* . Siaat garant. L. B. 31 5 — 
Preuss. Bank-Antheil- Scheine — 78 77 
Friedrichsdoohsd ss — 133 137 
Andere Goldmünzen à 5 Rthlr. . . . — 128 124 
Discontg , ee e 5 
Eisenbahn - Action, 
voll eingezablte: 
Berlin-Anhalter A.. — — 801 
” Prioritäts 4 801 791 
Berlin-Hamburger. % 4— — 
. rioritäts s 44 8514 — 
Berlin-Potsdam-Magdeb. + + +...» 4 4— = 
2. „ Prior. A. 3. 4 — sr 
» * 4 Ey, fh 5 * 764 
Berlin-Stett inen. a 80, | 794 
Cöln-Mindener.... vr r re. 33 — | 8 
.J Prioritäts-. 2. +» 44 | 864 897 
Magdeburg-Halberstädter +.» «+ 4 | 844 | 834 
Niederschles.-Märkische » ... + » 32 — 88 
5 „ Prioritäts- ... | 4 16 
8 1 25 — 884 
» » III. Serie 31 76 * 
or- si uit © h 7 I 
Ober Schlesinche Lit Be? 3: 70 15 
VVV . 
Ruelelgebeg im Prioritäls- . . oo. 2 57 861 
» Priöritäts- . 2... 4 — — 
» » v. Staat garantirt. 3.) — | — 
Thüringer „our a nue nen 448 47 
» Priorität 4114 — 75 


In der Woche vom 30ſten Juni bis 
ten Juli 1848 find; 
geſtorben: 


aun! ib. 
mann.] weibl. 
Geſchl. Base 


geboren: 
— 
Knaben. Mädch. 


getraut: 
Paare: 


1 
U 
I 
\ 
1 


— 
— 
— 


Jumma 5 7 8 


